
Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Fünfte 
Kammer) vom 10. Juni 2009, ArchiMEDES/Kommission (ver­
bundene Rechtssachen T-396/05 und T-397/05), mit dem das 
Gericht die Klagen der Rechtsmittelführerin auf Nichtigerklärung 
der Entscheidungen der Kommission über die Rückforderung 
der im Rahmen des mit der Klägerin geschlossenen Vertrags 
gezahlten Vorschüsse und über die Aufrechnung der gegensei­
tigen Forderungen und auf Verurteilung der Kommission zur 
Zahlung des Restbetrags der nach diesem Vertrag vorgesehenen 
Subvention abgewiesen hat — Unanwendbarkeit des Grundsat­
zes der Streitverkündung — Zurückweisung des Antrags auf 
Feststellung der gesamtschuldnerischen Haftung der Vertragspar­
teien — Verstoß die gegen die Verteidigungsrechte und das 
Recht auf ein faires Verfahren 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Architecture, microclimat, énergies douces — Europe et Sud 
SARL (ArchiMEDES) trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 267 vom 7.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. 
November 2010 — NDSHT Nya Destination Stockholm 

Hotell & Teaterpaket AB/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-322/09 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Staatliche Beihilfen — Beschwerde eines 
Wettbewerbers — Zulässigkeit — Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 — Art. 4, 10, 13 und 20 — Entscheidung 
der Kommission, die Prüfung der Beschwerde nicht fortzuset­
zen — Einstufung von Maßnahmen durch die Kommission als 
zum Teil keine staatlichen Beihilfen darstellende Maßnahmen 
und zum Teil mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare beste­
hende Beihilfen — Art. 230 EG — Begriff der „anfechtbaren 

Handlung“) 

(2011/C 13/22) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: NDSHT Nya Destination Stockholm Hotell & 
Teaterpaket AB (Prozessbevollmächtigte: M. Merola und L. Ar­
mati, avvocati) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: L. Flynn und T. Scharf) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Erste 
Kammer) vom 9. Juni 2009, NDSHT/Kommission (T-152/06), 
mit dem das Gericht eine Klage auf Nichtigerklärung der Ent­
scheidung der Kommission in Schreiben vom 24. März und 28. 
April 2006, das Verfahren gemäß Art. 88 Abs. 2 EG aufgrund 
der Beschwerde der Rechtsmittelführerin betreffend Beihilfen, 
die der Stockholm Visitors Board AB von den schwedischen 
Behörden in Form verschiedener Arten von Unterstützungen 
durch die Stadt Stockholm gewährt worden sein sollen, nicht 
einzuleiten, für unzulässig erklärt hat — Anfechtbare 
Handlungen 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein­
schaften vom 9. Juni 2009, NDSHT/Kommission (T-152/06), 
wird aufgehoben. 

2. Die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vor 
dem Gericht erhobene Unzulässigkeitseinrede wird zurückgewiesen. 

3. Die Rechtssache wird zur Entscheidung über den Antrag der 
NDSHT Nya Destination Stockholm Hotell & Teaterpaket AB 
auf Aufhebung der in den Schreiben der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften vom 24. März 2006 und 28. April 
2006 enthaltenen Entscheidung, die Prüfung der Beschwerde dieser 
Gesellschaft betreffend mutmaßlich rechtswidrige Beihilfen, die die 
Stadt Stockholm der Stockholm Visitors Board AB gewährt habe, 
nicht fortzusetzen, an das Gericht der Europäischen Union zurück­
verwiesen. 

4. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 233 vom 26.6.2009, S. 12. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 18. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Obersten Gerichtshofs — Österreich) — 

Pensionsversicherungsanstalt/Christine Kleist 

(Rechtssache C-356/09) ( 1 ) 

(Sozialpolitik — Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
in Arbeits- und Beschäftigungsfragen — Richtlinie 
76/207/EWG — Art. 3 Abs. 1 Buchst. c — Nationale Rege­
lung, die die Kündigung von Arbeitnehmern erleichtert, die 
einen Anspruch auf Alterspension erworben haben — Ziel 
der Förderung der Beschäftigung jüngerer Menschen — Na­
tionale Regelung, die das Pensionsalter für Frauen auf 60 

Jahre und für Männer auf 65 Jahre festlegt) 

(2011/C 13/23) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pensionsversicherungsanstalt 

Beklagte: Christine Kleist 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Obersten Gerichtshofs — Aus­
legung von Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 76/207/EWG 
des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grund­
satzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsicht­
lich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen 
(ABl. L 39, S. 40) in der durch die Richtlinie 2002/73/EG 
geänderten Fassung — Nationale Regelung, die das Pensionsalter 
für Frauen mit 60 Jahren und das für Männer mit 65 Jahren 
festsetzt und die Kündigung von Arbeitnehmern erleichtert, die 
dieses Alter erreicht haben — Kündigung einer 60-jährigen 
Frau, die Anspruch auf Alterspension hat, durch einen öffent­
lichen Arbeitgeber, der die Beschäftigung jüngerer Menschen 
fördern möchte
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